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Hamburg beabsichtigt sich erneut im Rahmen der 

deutschlandweiten Ausschreibung neben München, 

Berlin und der Rhein-Ruhr-Region um die Austragung 

der Olympischen und Paralympischen Spiele im Jahr 

2036, 2040 oder 2044 zu bewerben. Dieses Groß-

sportereignis ist gerade in Zeiten weltweiter Kon-

flikte ein starkes Zeichen für internationale Verstän-

digung in Form eines friedlichen sportlichen 

Wettkampfs. Diesen positiven Geist nach Hamburg zu 

holen, kann eine Chance für Hamburg und den Nor-

den bedeuten. Doch diese Chance ist kein Selbstläu-

fer. Sie ist untrennbar verbunden mit sozialen, finan-

ziellen, ökologischen und infrastrukturellen 

Herausforderungen – gerade in einer Phase, in der 

der Hamburger Senat selbst Einsparungen in zentra-

len Bereichen wie Bildung, soziale Infrastruktur, Kul-

tur, Integration, dem öffentlichen Dienst und im Woh-

nungsbau diskutiert und bereits   teilweise   umsetzt. 

 

Vor diesem Hintergrund muss eine Olympiabewerbung 

besonders kritisch geprüft und geplant werden. Olympia 

darf nicht zum Prestigeprojekt werden, das dringend be-

nötigte öffentliche Mittel weder vor, während und nach 

der Durchführung aus der öffentlichen Daseinsvorsorge 

abzieht oder die Situation auf dem Wohnungsmarkt wei-

ter verschärft. Es gilt zu verhindern, dass sportliche oder 

wirtschaftliche Interessen auf Kosten der Bevölkerung 

oder der Beschäftigten umgesetzt werden. Vielmehr 

muss Olympia zu Olympia der Guten Arbeit in der Stadt 

für alle werden.  

Olympische und Paralympische Spiele können den 

Sport und die Inklusion stärken, gesellschaftliche Be-

geisterung erzeugen und wirtschaftliche Impulse setzen. 

Sie können Infrastruktur modernisieren und die interna-

tionale Sichtbarkeit Hamburgs und des Nordens erhö-

hen. Doch diese positiven Effekte treten nur ein, wenn 

sich die politischen Entscheidungen von Beginn an kon-

sequent an folgenden Eckpunkten orientieren: Gute Ar-

beit, Kostentransparenz, nachhaltige Infrastruktur- und  

Stadtentwicklung sowie gesellschaftliche Teilhabe und 

Sozialverträglichkeit.  

Konkret fordern DGB Nord und DGB Hamburg fol-

gende Punkte in einer Sozialcharta zu verankern: 

Gute Arbeit: Um die Olympischen und Paralympischen 

Spiele in Hamburg im Fall einer Bewerbung zu erfolgrei-

chen Spielen auch im Sinne von Guter Arbeit zu machen, 

fordern die Gewerkschaften konkrete Maßnahmen in 

der Zeit vor, während und nach den Spielen. Grundlage 

dafür muss die Berücksichtigung internationaler Stan-

dards sein, wie sie etwa in den Kernarbeitsnormen der 

Internationalen Arbeitsorganisation (IAO), der Grund-

satzerklärung der IAO über multinationale Unterneh-

men und Sozialpolitik, den OECD-Guidelines für multi-

nationale Unternehmen oder der UN-Richtlinie “Guiding 

Principles on Business and Human Rights” festgeschrie-

ben sind. Zusätzlich hat Hamburg sich den UN-Nachhal-

tigkeitszielen verpflichtet – dazu gehört menschenwür-

dige Arbeit (SDG 8). 

Insbesondere im Baugewerbe, in Hotellerie und Gastro-

nomie, im Sicherheitsgewerbe sowie im Veranstaltungs- 

und Sportbereich werden die Spiele zu erheblicher 

Mehrarbeit führen. Ohne klare Regeln drohen Lohndum-

ping, prekäre Beschäftigung und Missachtung von Ar-

beitsstandards. Das bedeutet für uns konkret:  

Sämtliche Beauftragungen von Liefer-, Dienst- und Bau-

leistungen müssen unter die Tariftreueregelung fallen 

und ab dem 1. Tag und dem 1. Cent entsprechend der 

repräsentativen Tarifverträge entlohnen.  

Local Content ist bei der Vergabe zu berücksichtigen, da-

mit hamburgische Wirtschaftsstrukturen gestärkt wer-

den. Das Konzept Bietergemeinschaften für KMUs ist von 

Paris zu kopieren. Die tatsächliche Zahlung des zu die-

sem Zeitpunkt gültigen Mindestlohns wird verstärkt kon-

trolliert.  

Equal Pay für alle Beschäftigten, inklusive Leiharbeit-

nehmer*innen, Werkvertragsbeschäftigte, Teilzeitbe-

schäftigte etc. ist ebenso selbstverständlich wie die Ein-

haltung der hier formulierten Standards beim Einsatz 

von Nachunternehmern und bei Werkverträgen.  
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Eine Aufstockung der mit diesen Themen befassten Be-

ratungsstellen in den beteiligten Bundesländern (Ser-

vicestelle Arbeitnehmerfreizügigkeit und Faire Mobilität) 

ist unerlässlich.  

Beteiligte Unternehmen und Sponsoren, die Kleidung, 

Equipment, Material oder sonstigen Service für die 

Olympischen Spiele produzieren oder bereitstellen, 

schließen sich diesen Prinzipien an und tragen dafür 

Sorge, dass diese eingehalten werden.  

Die Bedingungen von Guter Arbeit gelten für alle Berei-

che und Gliederungen der Olympischen Spiele in Ham-

burg. Bei maßgeblichen Veränderungen des Konzepts, 

welche eine Missachtung obiger Grundsätze nach sich 

zöge, wird eine Exit -Option vereinbart.  

Kostentransparenz: Großprojekte dieser Art bergen ein 

erhebliches finanzielles Risiko für die Länder und Kom-

munen. Ein solides und transparentes Finanzierungs-

konzept, das die Kosten so umfassend und vorausschau-

end wie möglich für alle Phasen (vor, während und nach 

den Spielen) offenlegt und auf dessen Grundlage die 

Hamburger*innen sich für oder gegen die Bewerbung 

um die Spiele beim vorgesehenen Referendum entschei-

den können, muss eine Voraussetzung für Olympia sein.  

Es muss klar erkennbar sein, dass die Spiele nicht zu Ein-

schnitten bei öffentlichen Dienstleistungen, sozialen An-

geboten, Wohnungsbau oder Klimaschutzmaßnahmen 

führen. 

Nachhaltige Infrastruktur- und Stadtentwicklung: 

Der DGB begrüßt ausdrücklich die derzeitige Konzep-

tidee für die Olympiabewerbung, die „Active-City“-Stra-

tegie einzubinden, vorhandene Sportstätten zu ertüchti-

gen, eine inklusivere Infrastruktur auszubauen und eine 

nachhaltige Nachnutzung der Olympischen Dörfer für 

Wohnzwecke vorzusehen. Die Durchführung der olympi-

schen Spiele muss mit einer deutlichen Stärkung der öf-

fentlichen wie sozialen Infrastruktur einhergehen - ins-

besondere in den Bereichen Verkehr, Wohnen, 

Betreuung.  

Die Erfahrung anderer Austragungsorte zeigt:  

Großereignisse führen häufig zu Aufwertungsprozessen, 

steigenden Mieten und Verdrängung.  
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Dem müssen Konzepte gegenübergestellt werden, die 

bereits zeitnah ihre Umsetzung finden:   

Die Mietpreisbremse muss wirkungsvoll umgesetzt, ein 

Mietenstopp berücksichtigt und bereits jetzt Spekulati-

onsblasen im Immobilienbereich vorgebeugt werden.  

Investitionen dürfen nicht nur einseitig in Stadien und 
Sporteinrichtungen erfolgen, sondern müssen auch die 
Herstellung und Bewahrung des sozialen und nachhalti-
gen Hamburgs insgesamt befördern. Hierzu gehört ne-
ben einem modernen Verkehrskonzept mit kurzen We-
gen auch der langfristige, nachhaltige Ausbau des 
öffentlichen Personennahverkehrs samt Radwegekon-
zept.  

Ein vorgeschaltetes „Sozial-Screening“ vor Nutzungs- 

und Bauvorhaben muss mögliche Folgen für die Men-

schen in den Stadtteilen abwägen und bei Bedarf „sozi-

ale Gegenmaßnahmen“ entwickeln. Vor allem darf sich 

das Konzept nicht auf Hamburgs Zentrum konzentrie-

ren, sondern sollte die Stadtteile in der Peripherie sowie 

die Metropolregion einbeziehen.  

Dass die Stadt Hamburg die bereits vereinbarten Ziele 

innerhalb des Koalitionsvertrags auch weiterhin sicher-

stellt, insbesondere was die Zielvorgaben für den sozia-

len Wohnungsbau und die soziale Infrastruktur betref-

fen, erachten wir als selbstverständlich.  

Gesellschaftliche Teilhabe & Sozialverträglichkeit: 

Der Bevölkerung in den norddeutschen Bundesländern 

soll eine Teilhabe am olympischen Geist ermöglicht wer-

den. Soziale Vergabekriterien bei den Ticketpreisen sind 

deshalb unbedingt zu berücksichtigen, wie Kontingente 

für Transferleistungs-Empfänger*innen und Geringver-

diener*innen. Hamburger*innen mit eingeschränkter 

Mobilität müssen unterstützt werden, eine Unterstüt-

zungshotline muss eingerichtet werden.  

Um diese Ziele zu sichern, braucht es eine gemeinsame 

Sozialcharta, angelehnt an das Pariser Modell. Sie muss 

verbindlich festlegen, dass Menschenrechte, Arbeitneh-

merrechte und soziale Standards nicht verhandelbar 

sind. Nur dann kann Hamburg zeigen, dass sportliche 

Großereignisse sozial, fair und nachhaltig organisiert 

werden können – und somit die Einhaltung von Arbeit-

nehmer*innen- und Menschenrechten zum Standard ge-

hört.  
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DGB Nord 

 


